Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1571 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Ruhnke, Schwann, Dr. Bartram, 
Geiger (München), Elsner, Dr. Elbrächter und Genossen eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über den 

Deutschen Wetterdienst 

- Drucksache 1223 - 


A. Bericht des Abgeordneten Faller: 


Der Antrag der Abgeordneten Ruhnke, Schwann, 
Dr. Bartram, Geiger (München), Elsner, Dr. El- 
brächter und Genossen, betreffend Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über den 
Deutschen Wetterdienst — Drucksache 1223 — 
vom 24. Februar 1955 wurde in der 79. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 4. Mai 1955 
federführend an den Ausschuß für Verkehrswesen 
sowie zur Mitberatung an den Ausschuß für An- 
gelegenheiten der inneren Verwaltung und an den 
Haushaltsausschuß zur weiteren Bearbeitung über- 
wiesen. 

Der Bundesminister für Verkehr nahm mit 
Schreiben vom 16. Mai 1955 (Z 8 — 70 BK) zu 
Drucksache 1223 wie folgt Stellung: 

Der von sämtlichen Fraktionen des Deutschen 
Bundestages eingebrachte Antrag, das Gesetz 
über den Deutschen Wetterdienst so zu erwei- 
tern, daß die Anstalt „Deutscher Wetterdienst“ 
zusätzlich mit der Aufgabe betraut wird, die 
Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen zu 
überwachen, wird von mir begrüßt. Ich teile die 
Ansicht der Antragsteller, daß eine solche Über- 
wachung der Atmosphäre notwendig ist. Die 
radioaktive Verunreinigung der Luft, die durch 
Atombombenversuche hervorgerufen wird, be- 
schwört für die Menschheit eine Gefahr herauf, 
deren Umfang noch nicht übersehen werden 
kann, auf die aber Wissenschaftler des In- und 
Auslandes eindringlich hingewiesen haben. In 
anderen Ländern wird die Atmosphäre bereits 
überwacht. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
soll in der Bundesrepublik Deutschland diese 
Überwachung der Atmosphäre dem Deutschen 
Wetterdienst übertragen werden. Ich halte diese 
Regelung für zweckmäßig. Die Gründe, die dafür 
sprechen, hat der Herr Abgeordnete Geiger 
(München) anläßlich der ersten Beratung in der 


79. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages am 
4. Mai 1955 zutreffend dargelegt. Sie lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

1. Der Deutsche Wetterdienst unterhält im Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland ein dich- 
tes Netz von Beobachtungsstationen. 

2. Der Deutsche Wetterdienst unterhält ein Netz 
von 7 Aerologischen Stationen — davon eine 
in Berlin — , die mit Hilfe freifliegender Bal- 
lone täglich Messungen in der freien Atmo- 
sphäre vornehmen. 

3. Das Personal des Deutschen Wetterdienstes 
ist in der physikalisch-meteorologischen Meß- 
technik geschult und kann verhältnismäßig 
leicht mit den radioaktiven Meßmethoden ver- 
traut gemacht werden. 

4. Der Deutsche Wetterdienst unterhält eigene 
Nachrichtennetze, die zur raschen Sammlung 
und Weitergabe der Meßergebnisse benutzt 
werden können. 

5. Nur der Wetterdienst kann die Frage nach der 
Verfrachtung der radioaktiven Beimengungen 
der Atmosphäre durch Luftströmungen beant- 
worten. 

Nicht zuletzt spricht für den Antrag die Tat- 
sache, daß eine bereits bestehende und regional 
gegliederte Bundesbehörde wie der Deutsche 
Wetterdienst eine solche Überwachung unter ge- 
ringstem Einsatz von Haushaltsmitteln durch- 
führen kann. In welchem Umfang dem Deutschen 
Wetterdienst zur Erfüllung der Aufgabe Mittel 
für Personal und Beobachtungsgerät zur Ver- 
fügung gestellt werden müssen, hängt davon ab, 
welche Beobachtungsmethoden verwendet wer- 
den und wieweit sich die zur Zeit vorhandenen 
Geräte vereinfachen lassen. Die Höhe der bereit - 
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zustellenden Mittel richtet sich weiterhin nach 
der Dichte des Beobachtungsnetzes. 

Der Überwachungsdienst läßt sich nur schritt- 
weise aufbauen. Als Anlaufzeit, in der etwa 
10 Meßstationen in Betrieb zu nehmen und die 
Messungen der Radioaktivität in der freien At- 
mosphäre in Gang zu bringen wären, wird etwa 
ein Jahr anzunehmen sein. Dazu sind im Haus- 
haltsjahr 1955 an Personalkosten 240 000 DM, an 
Betriebskosten 210 000 DM und an einmaligen 
Kosten 500 000 DM erforderlich, d. h. insgesamt 
950 000 DM. Als Endzustand werden 50 Meß- 
stationen für notwendig erachtet, die voraussicht- 
lich ein ausreichend dichtes Beobachtungsnetz 
über dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land ergeben werden. Für dieses Netz würden die 
laufenden und ebenso die einmaligen Kosten bei 
etwa 2 000 000 DM liegen. 

Entsprechend dem Gesetzentwurf wird die 
Aufgabe des Deutschen Wetterdienstes lediglich 
darin bestehen, die radioaktiven Beimengungen 
der Atmosphäre zu messen und ihre Verfrach- 
tung durch die Windströmungen festzustellen. 
Die Auswertung der Ergebnisse kann anderen 
Stellen Vorbehalten bleiben. 

Der beteiligte Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung gab mit Schreiben vom 6. Juli 
1955 (Az. 2108 F — 458) bekannt, daß er sich in sei- 
ner 36. Sitzung am 5. Juli 1955 mit dem Gesetz- 
entwurf befaßt und ihn einmütig gebilligt habe. 

Der ebenfalls beteiligte Haushaltsausschuß gab 
mit Schreiben vom 6. Juli 1955 davon Kenntnis, 
daß er in seiner 96. Sitzung vom gleichen Tag ein- 
stimmig beschlossen habe, den Antrag in der Fas- 
sung der Drucksache 1223 anzunehmen. 

Auf Grund der vorerwähnten Stellungnahmen 
der beteiligten Ausschüsse hat sich der federfüh- 
rende Ausschuß für Verkehrswesen in seiner 
59. Sitzung am 6. Juli 1955 abschließend mit der 
Drucksache 1223 beschäftigt. 

Zur Begründung führte Abgeordneter Geiger 
(München) als Mitantragsteller u. a. folgendes aus: 


Dem Gesetzentwurf, der von den Mitgliedern 
der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 

aus allen Fraktionen des Deutschen Bundestages 
eingebracht worden ist, liegt der Gedanke zu 
Grunde, daß es unumgänglich ist, dieAtmosphäre 
auf radioaktive Beimengungen und deren Ver- 
frachtung zu überwachen. Die Entwicklung auf 
dem Gebiet der Atomphysik geht so überstürzt 
vonstatten, daß ihr die derzeit geltende Gesetz- 
gebung umgehend angepaßt werden muß. Die 
Schädigungen infolge der Ausstrahlung radio- 
aktiver Substanzen sind — soweit die Forschung 
sie ermittelt hat — allgemein bekannt. 

Die Überwachung der Atmosphäre kann nicht 
nur an einzelnen Punkten durchgeführt werden, 
sondern sie muß sich über das ganze Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland erstrecken. In ande- 
ren Staaten wird das bereits getan oder ent- 
wickelt. Es ist demnach höchste Zeit, daß im 
Bundesgebiet eine bestehende Lücke geschlossen 
wird. 

Selbstverständlich kann eine derartige Über- 
wachung nur von entsprechendem Fachpersonal 
durchgeführt werden. Diese im Rahmen des 
Deutschen Wetterdienstes in Zusammenarbeit 
mit den bestehenden Forschungsstellen durchzu- 
führen, ergibt sich eigentlich zwangsläufig, da 
der Wetterdienst über Beobachtungsstationen, 
ein entsprechendes Fernschreibnetz und viele 
sonstige organisatorische Bedingungen verfügt, 
so daß die damit verbundenen Kosten relativ 
niedrig gehalten werden können. 

Nach eingehender Beratung beschloß der Aus- 
schuß für Verkehrswesen einstimmig, dem Plenum 
des Deutschen Bundestages zur zweiten und dritten 
Beratung zu empfehlen, dem Gesetzentwurf in der 
Fassung der Drucksache 1223 ohne Änderung zu- 
zustimmen. 

Bonn, den 6. Juli 1955 

Faller 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1223 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für 
erledigt zu erklären. 

Bonn, den 6. Juli 1955 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Kümmele Faller 

Vorsitzender Berichterstatter 
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